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BUNDESARBEITSGERICHT

7 AZR 540/11
1Sa 67110
Landesarbeitsgericht
Rheinland-Pfalz

Im Namen des Volkes!

Verklindet am

15. Mai 2013

URTEIL
Schiege, Urkundsbeamter
der Geschéftsstelle

In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

Pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mundlichen
Verhandlung vom 15. Mai 2013 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-
arbeitsgericht ~ Linsenmaier, den Richter am  Bundesarbeitsgericht
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Dr. Zwanziger, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Schmidt sowie die ehren-
amtlichen Richter Coulin und Zwisler fir Recht erkannt:

Die Revision des Kléagers gegen das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 19. April 2011 - 1 Sa
671/10 - wird zurickgewiesen.

Der Klager hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber eine Verpflichtung der Beklagten, mit dem
Klager (wieder) ein Arbeitsverhaltnis zu begrinden.

Der Klager war bei der Beklagten seit dem 16. Marz 1985 zuletzt als
EDV-Service-Techniker beschaftigt. Zum 1. Januar 1987 ging sein Arbeitsver-
héltnis auf die C | GmbH Uber. Hintergrund war die Ausgliederung und Uberfiih-
rung des Geschaftsfeldes der kompatiblen GroBcomputer und Peripheriesyste-
me von der Beklagten auf die C | GmbH, einem von der Beklagten und der S
AG neu gegrindeten Joint Venture. Dessen Firmenbezeichnung stand Ende
1986 noch nicht fest; die Beklagte hielt nach ihrer Darstellung zunachst 66,5 %
sowie die S AG 33,5 % der Gesellschaftsanteile.

Die Beklagte und der bei ihr bestehende Betriebsrat flihrten vor der
Ausgliederung Verhandlungen Uber deren Folgen. Am 4. Dezember 1986
schlossen sie eine mit ,Rahmenbedingungen fur in das Joint-venture B/
S Ubertretende B AG-Mitarbeiter® (im Folgenden: JVR 1986) Uberschriebene
Vereinbarung, die auszugsweise folgenden Wortlaut hat:

»,Aus AnlaB3 der Ausgliederung des Geschéafts mit kompa-
tiblen GroBcomputern und Peripheriesystemen aus der B
AG zum 01.01.87 wird zwischen Unternehmensleitung
und Betriebsrat folgendes vereinbart:

1.
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15. Die B AG garantiert den am 01.01.87 in die neue
Gesellschaft Uberwechselnden Mitarbeitern ein
Ruckkehrrecht auf einen adaquaten Arbeitsplatz in
der B AG, sofern eine Weiterbeschéftigung innerhalb
der neuen Gesellschaft aus betrieblichen Griinden
nicht mehr méglich ist.

In den Folgejahren erwarb die Beklagte von der S AG sukzessive deren
Geschéftsanteile an der C | GmbH. In drei Tranchen -im April 1996, im Juli
1998 sowie mit Wirkung zum 25. Oktober 1999 - verduBerte sie die Anteile an
die P D H GmbH, die spater in C D H GmbH umfirmierte. Im Mai 2003 infor-
mierte die C | GmbH die Beklagte Uber eine geplante Uberfiihrung ihrer Ser-
vicefunktionen in die C S GmbH. Nach Konkretisierung dieses Vorhabens
wandte sich die Beklagte mit einem Schreiben vom 14. August 2003 an ihre
ehemaligen Mitarbeiter und teilte ihnen - so auch dem Klager - ua. mit:

,S0fern Sie von dem genannten Ausgliederungsvorhaben
erfasst sind und fur Sie die Joint-Venture-Regelung vom
04.12.1986 anwendbar ist, bleibt bei Vorliegen der ent-
sprechenden Voraussetzungen eine nach MaBgabe von
Ziffer 15 der Joint-Venture-Regelung etwa begrindete
Rechtsposition von dem Ausgliederungsvorhaben unbe-
rahrt.”

Das Arbeitsverhéltnis des Klagers ging mit Wirkung ab dem
1. September 2003 im Wege des Betriebslibergangs auf die C S GmbH Uber.
Mit Beschluss vom 1. Oktober 2009 wurde Uber das Vermégen der C S GmbH
das Insolvenzverfahren eréffnet. Der Insolvenzverwalter stellte den Kléager von
der Arbeitsleistung frei und kindigte das Arbeitsverhéltnis am 1. Oktober 2009
zum 31. Januar 2010. Die hiergegen vom Klager erhobene Kindigungsschutz-
klage wies das Arbeitsgericht Mannheim ab; die Entscheidung ist rechtskréftig.

Der Klager schloss mit der A GmbH - nach seinen Angaben ,um den
15. Oktober 2009 - einen Arbeitsvertrag und wurde von diesem Unternehmen
- nach Darstellung der Beklagten bereits seit der ersten Oktoberhélfte 2009 -
weiterbeschéftigt. Die A GmbH wurde im Oktober 2009 neu gegriindet und
schloss mit dem - damals noch vorlaufigen - Insolvenzverwalter der C S GmbH
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am 18. September 2009 Vertrdge zum Erwerb des Wartungs- und Servicege-
schéfts. Sie Ubernahm einschlieBlich des Fuhrungspersonals mindestens 51
von 81 Mitarbeitern der C S GmbH, darunter den Klager. Mit Schreiben vom
29. September 2009 und vom 7. Oktober 2009 beanspruchte der Klager von
der Beklagten eine Wiedereinstellung, was diese ablehnte.

Mit seiner Klage hat der Klager sein Wiedereinstellungsbegehren wei-
terverfolgt. Er hat die Auffassung vertreten, Ziffer 15 der JVR 1986 beinhalte ein
zeitlich nicht befristetes Rickkehrrecht allein unter der - wegen der Insolvenz-
kiindigung vom 1. Oktober 2009 eingetretenen - Bedingung, dass eine Weiter-
beschéftigung in der ,neuen Gesellschaft® aus betrieblichen Grinden nicht
mehr maglich sei. Ein etwaiger Ubergang seines Arbeitsverhaltnisses auf die A
GmbH &ndere nichts an dem Eintritt der Bedingung.

Der Kléger hat - zuletzt - beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, sein Angebot auf Wiederein-
stellung mit Wirkung zum 1. Februar 2010 als technischen
Angestellten oder auf einer seinen heutigen Tatigkeiten
und Fahigkeiten entsprechenden Stelle zu den betriebsub-
lichen Bedingungen der Beklagten unter Anrechnung der
bisherigen Betriebszugehdrigkeit seit dem 16. Marz 1985
zu einer Jahresvergutung in H6he von 97.714,10 Euro
brutto anzunehmen;

hilfsweise die Beklagte zu verurteilen, ihn ab dem
1. Februar 2010 als technischen Angestellten oder auf
einer seiner Tatigkeit und Fahigkeit entsprechenden Stelle
zu den betriebsiblichen Bedingungen der Beklagten unter
Anrechnung der bisherigen Betriebszugehdrigkeit seit dem
16. Marz 1985 zu einer Jahresverglitung in HOhe von
97.714,10 Euro brutto entsprechend der letzten Gehalts-
bezige bei der C S GmbH zu beschéftigen;

hoéchst hilfsweise die Beklagte zu verurteilen, ihn mit
sofortiger Wirkung als technischen Angestellten oder auf
einer seiner heutigen Téatigkeit und Fahigkeit entspre-
chenden Stelle zu den betriebsiblichen Bedingungen der
Beklagten unter Anrechnung der bisherigen Betriebszuge-
horigkeit seit dem 16. Marz 1985 zu einer Jahresvergu-
tung von 97.714,10 Euro brutto entsprechend der letzten
Gehaltsbeziige bei der C S GmbH zu beschéftigen.
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat sich zuletzt
insbesondere noch auf den Standpunkt gestellt, einem Rickkehrrecht stiinde
entgegen, dass das Arbeitsverhaltnis des Klagers nach § 613a Abs. 1 Satz 1
BGB auf die A GmbH Ubergegangen sei. Dort habe fir den Klager weiterhin
eine Beschaftigungsmdglichkeit iSd. Ziffer 15 JVR 1986 bestanden.

Das Arbeitsgericht hat die Klageantrdge abgewiesen. Das Landes-
arbeitsgericht hat die Berufung des Klagers zurickgewiesen. Mit der Revision
verfolgt der Klager seine Antrage weiter. Die Beklagte beantragt die Zurtckwei-

sung der Revision.

Entscheidungsgriinde

Die Revision des Klagers ist unbegrtindet. Die Vorinstanzen haben die
Klage zu Recht abgewiesen. Das mit dem Antrag zu 1. verfolgte zuldssige
(Haupt-)Begehren des Klagers ist unbegrindet. Die Hilfsantrage fallen nicht zur
Entscheidung an.

A. Der zulssige (Haupt-)Antrag zu 1. hat keinen Erfolg.
l. Der Antrag ist zulassig.

1. Nach seinem Wortlaut ist er unzweifelhaft auf die Verurteilung der
Beklagten zur Abgabe einer Annahmeerkléarung gerichtet. Dem Klager geht es
mit der erstrebten Fiktion der Abgabe der Annahmeerklarung nach § 894 Satz 1
ZPO um das endglltige Zustandekommen eines Arbeitsvertrags mit der Be-
klagten, das er mit Ubereinstimmenden Willenserklarungen - Antrag und An-
nahme (§§ 145 bis 147 BGB) - erwirken méchte. Die Abgabe eines Angebots ist
in dem Schreiben vom 29. September 2009, spatestens in dem vom 7. Oktober
2009, zu sehen. Die auf Abgabe der Annahmeerklarung gerichtete Klage
entspricht dem Regelfall des mit einer sog. Wiedereinstellungsklage bekunde-
ten Willens des Arbeitnehmers (vgl. BAG 19. Oktober 2011 - 7 AZR 743/10 -
Rn. 16 mwN).
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2. Der Antrag ist hinreichend bestimmt iSv. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Der
Zeitpunkt der Wirkung der Abgabe der Annahmeerklarung -der 1. Februar
2010 - ist genannt. Die wesentlichen Vertragsbestandteile, insbesondere die Art
der Tatigkeit (,technischer Angestellter”), sind bezeichnet. Die Formulierung
soder auf einer seinen heutigen Tatigkeiten und Fahigkeiten entsprechenden
Stelle” flhrt nicht zur Unbestimmtheit des Begehrens. Mit dieser Passage ist
offensichtlich ,nur“ die breite Beschreibung der erstrebten Tétigkeit als ,techni-
scher Angestellter” betont. Im Fall der begehrten Verurteilung wére damit
allenfalls ein weites Direktionsrecht der Beklagten erdffnet und nicht der Inhalt
des erstrebten Arbeitsvertrags unklar. Dem Klager kénnten alle Aufgaben
zugewiesen werden, die ein ,technischer Angestellter® schuldet. Die im Antrag
angefuhrten ,betriebstblichen Bedingungen bei der Beklagten® sind nicht
unerlasslich fur die Bestimmtheit.

I Der Hauptantrag ist unbegrindet.

1. Dies folgt allerdings nicht bereits aus dem Umstand, dass die Verurtei-
lung der Beklagten zur Abgabe der Annahmeerklarung zum 1. Februar 2010

(rack-)wirken soll.

a) Mit der Abgabe der Annahmeerklarung kommt das Arbeitsverhéltnis mit
der Beklagten zustande, denn mit Rechtskraft eines obsiegenden Urteils gilt die
Erklarung nach § 894 Satz 1 ZPO als abgegeben. Zu welchem Zeitpunkt die
fingierte Annahmeerklarung wirkt, beurteilt sich nach materiellem Recht. Die
ruckwirkende Begrindung eines Arbeitsverhéltnisses durch Urteil, die mit der
Fiktion der Annahmeerklarung greift, ist seit Inkrafttreten des § 311a Abs. 1
BGB idF des Gesetzes zur Modernisierung des Schuldrechts vom
26. November 2001 (BGBI. | S. 3138) zulassig (vgl. BAG 9. Februar 2011
-7AZR 91/10 - Rn. 26 mwN). Ausgeschlossen ist lediglich eine gerichtliche
Entscheidung, mit der ein Arbeitsverhaltnis mit Rickwirkung zu einem Zeitpunkt
vor Abgabe des Angebots begriindet werden soll (vgl. BAG 4. Mai 2010 - 9 AZR
155/09 - Rn. 17 und 35, BAGE 134, 223).
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b) Hiernach steht der Umstand, dass der Kléager die Begriindung eines
Arbeitsverhéltnisses rickwirkend zum 1. Februar 2010 begehrt, der Begrindet-
heit des Anspruchs nicht entgegen. Spéatestens in dem Schreiben vom
7. Oktober 2009 liegt ein Angebot zum Abschluss eines Arbeitsvertrags. Die
Annahme dieses Angebots wirde mit einer gerichtlichen Entscheidung nach
§ 894 Satz 1 ZPO fingiert. Das Arbeitsverhéltnis goélte damit nicht zu einem
Zeitpunkt vor Abgabe des Angebots als geschlossen.

2. Die Beklagte ist aber nicht verpflichtet, die vom Klager begehrte Wil-
lenserklarung abzugeben. Zwar regelt Ziffer 15 JVR 1986 in zuléssiger Weise
fur die zum 1. Januar 1987 in die ,neue Gesellschaft” - die C | GmbH - wech-
selnden Arbeithehmer das Recht einer Ruckkehr zur Beklagten, sofern eine
Weiterbeschéftigung innerhalb der neuen Gesellschaft aus betrieblichen Grin-
den nicht mehr méglich ist. Auch beendete das Ausscheiden der C | GmbH aus
dem Konzernverbund der Beklagten das aufschiebend bedingte Rickkehrrecht
nicht. SchlieBlich ist es weder mit dem Betriebsibergang auf die C S GmbH, in
die die Servicefunktionen der C | GmbH zum 1. September 2003 ausgegliedert
wurden, noch mit dem Ubergang des Betriebsteils IT-Service auf die A GmbH
erloschen. Die aufschiebende Bedingung, unter der das Rickkehrrecht steht, ist
aber vorliegend nicht eingetreten.

a) In Ziffer 15 der JVR 1986 haben die Betriebsparteien fir die unter den
Geltungsbereich der Betriebsvereinbarung fallenden Arbeithehmer das Recht
zu einer Ruckkehr zu der Beklagten unter der aufschiebenden Bedingung
geregelt, dass eine Weiterbeschéftigung innerhalb der ,neuen Gesellschaft“ aus
betrieblichen Grinden nicht mehr mdglich ist. Diesem kollektiv-rechtlichen
Wiedereinstellungsversprechen begegnen keine grundséatzlichen Wirksamkeits-
bedenken.

aa) Die JVR 1986 gilt fir die Arbeithehmer, deren Arbeitsverhéltnisse zum
1. Januar 1987 von der Beklagten auf die ,neue Gesellschaft” Ubergegangen
sind. Der Kléager gehdrt zu diesem Personenkreis.
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bb) Das in Ziffer 15 JVR 1986 ,garantierte“ Rluckkehrrecht ist wirksam. Die
Betriebsparteien sind nicht grundséatzlich gehindert, einen Wiedereinstellungs-
anspruch far Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhaltnisse aufgrund eines bevorste-
henden Betriebsteillibergangs nach § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB auf einen ande-
ren Arbeitgeber Ubergehen, zu regeln (ausf. BAG 14. Mdrz 2012 -7 AZR
147/11 - Rn. 36 ff. mwN). Ziffer 15 JVR 1986 verst6Bt auch nicht gegen die
Regelungssperre des § 77 Abs. 3 Satz 1 BetrVG. Sie betrifft keinen Sachver-
halt, der (mittlerweile) durch Tarifvertrag - konkret durch § 13 Abschn. VI Ziff. 1
Manteltarifvertrag Bergbau, Chemie, Energie vom 24. Juni 1992 in der Fassung
vom 16. Marz 2009 - geregelt ist (ausf. BAG 14. Méadrz 2012 - 7 AZR 147/11 -
Rn. 45 ff. mwN).

b) Das Ausscheiden der C | GmbH aus dem Konzernverbund der Beklag-
ten beendete das aufschiebend bedingte Rlckkehrrecht nicht. Wie die gebote-
ne Auslegung ergibt, ist die ,Garantie eines Riickkehrrechts“ nach Ziffer 15 JVR
1986 nicht fur die Zeit der Zugehdérigkeit der C | GmbH zum Konzernverbund
der Beklagten befristet.

aa) Betriebsvereinbarungen sind wegen ihres normativen Charakters wie
Tarifvertrage und Gesetze auszulegen. Auszugehen ist danach vom Wortlaut
der Bestimmung und dem durch ihn vermittelten Wortsinn. Insbesondere bei
unbestimmtem Wortsinn sind der wirkliche Wille der Betriebsparteien und der
von ihnen beabsichtigte Zweck zu bertcksichtigen, sofern und soweit sie im
Text ihren Niederschlag gefunden haben. Abzustellen ist ferner auf den Ge-
samtzusammenhang und die Systematik der Regelungen. Im Zweifel gebulhrt
derjenigen Auslegung der Vorzug, die zu einem sachgerechten, zweckorientier-
ten, praktisch brauchbaren und gesetzeskonformen Verstéandnis der Bestim-
mung fuhrt (vgl. BAG 14. Médrz 2012 - 7 AZR 147/11 - Rn. 49 mwN).

bb) Hiernach steht die Geltung der Rickkehrzusage nicht unter dem Vor-
behalt einer Zugehdrigkeit der ,neuen Gesellschaft® zum Konzernverbund der
Beklagten.
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(1) Der Wortlaut von Ziffer 15 JVR 1986 gibt keine Anhaltspunkte fir eine
solche Annahme. Das Ruckkehrrecht bezieht sich auf die in die ,neue Gesell-
schaft“ Uberwechselnden Mitarbeiter. Andere Voraussetzungen oder Bedingun-
gen als der Wegfall einer Weiterbeschéaftigungsmaéglichkeit aus betrieblichen
Granden in dieser ,neuen Gesellschaft® sind nicht explizit ausgedruckt (vgl.
BAG 14. Marz 2012 - 7 AZR 147/11 - Rn. 51).

(2) Gesamtzusammenhang und Regelungssystematik deuten nicht zwin-
gend darauf, das Ruckkehrrecht zur Beklagten auf die Zeit der Zugehoérigkeit
der ,neuen Gesellschaft zum B-Konzern zu beschranken. Die JVR 1986
enthélt zahlreiche Bestimmungen, die - ungeachtet ihrer jeweiligen kollektiv-
rechtlichen Wirksamkeit - die Beibehaltung der bisher bei der Beklagten gelten-
den Arbeitsbedingungen einschlieBlich deren Verschlechterungen und Vergins-
tigungen zeitlich nicht begrenzen. Damit unterscheidet sich die JVR 1986 von
der gleichfalls ein Rlckkehrrecht beinhaltenden Betriebsvereinbarung, die von
der Beklagten mit den zustandigen Betriebsraten am 4. Dezember 1990 anlass-
lich der Ausgliederung ihrer Magnetproduktaktivitdten in ein Tochterunterneh-
men geschlossen worden ist und die der Entscheidung des Senats vom
19. Oktober 2005 zugrunde lag (- 7 AZR 32/05 - [Magnetic]). Die Betriebspart-
ner haben in dem Wissen darum, dass es sich bei der Gesellschaft, in die das
Geschéftsfeld der kompatiblen GroBcomputer und Peripheriesysteme zum
1. Januar 1987 ausgegliedert worden ist, um ein Joint Venture mit der S AG
handelte, den wechselnden Arbeitnehmern das bei der Beklagten bestehende
Niveau der Arbeitsbedingungen sichern wollen. Ein alleiniger Einfluss der
Beklagten auf die C | GmbH war bereits bei Abschluss der JVR 1986 ausge-
schlossen. Dies kann daflr sprechen, dass die in der JVR 1986 geregelten
Leistungen flr die wechselnden Arbeitnehmer - ungeachtet ihrer Wirksamkeit
und Durchsetzbarkeit - nach der Vorstellung der Betriebspartner nur so lange
gelten sollten, wie die Beklagte Uberhaupt eine Einflussméglichkeit auf die C |
GmbH als konzernzugehoriges Unternehmen hat (vgl. BAG 14. Mérz 2012
-7AZR 147/11 - Rn. 52).
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(3) Sinn und Zweck des in Ziffer 15 JVR 1986 geregelten Rickkehrrechts
sprechen deutlich dafir, dieses nicht unter dem ungeschriebenen Vorbehalt
eines Verbleibs der ,neuen Gesellschaft® in der B-Gruppe zu verstehen. Die
Betriebspartner haben die Konditionen eines Wechsels von Arbeithnehmern zu
einer anderen Vertragsarbeitgeberin festgelegt, vor allem aber den Ausgleich
der Nachteile geregelt, die den Uberwechselnden Arbeithehmern durch die
Ausgliederung des Geschéftsfeldes der kompatiblen GroBcomputer und Peri-
pheriesysteme ggf. entstehen kénnen. Die Ausgleichsnotwendigkeit ist durch
den Wegfall des Arbeitsplatzes der betroffenen Arbeitnehmer bei der Beklagten
veranlasst. Entscheidend ist weniger die Kompensation von Nachteilen wegen
eines Wechsels zu einer ganz bestimmten (konzernzugehdrigen) Arbeitgeberin,
sondern wegen der Nichtfortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mit der Beklag-
ten. Hierfir haben die Betriebspartner ein Aquivalent in der Form einer Wieder-
einstellungszusicherung geschaffen und deren Bedingung folgerichtig allein an
das Fehlen einer Weiterbeschaftigungsmdglichkeit aus betrieblichen Grinden
innerhalb der ,neuen Gesellschaft® geknlpft. Gegen den ungeschriebenen
Vorbehalt eines Verbleibs der ,neuen Gesellschaft* in der B-Gruppe spricht
auch, dass es anderenfalls die Beklagte als beherrschendes Unternehmen
weitgehend in der Hand hétte, allein durch die VerduBerung ihrer Gesell-
schaftsanteile die Rickkehranspriche der beglnstigten Arbeithehmer kompen-
sationslos zu beseitigen. Deren Rechtspositionen kénnten von der Konzernmut-
ter der Beklagten durch einseitige MaBnahmen ersatzlos entwertet werden.
Anderes wuirde nur dann gelten, wenn in einem solchen Fall des Ausscheidens
aus der B-Gruppe der Eintritt einer aufschiebenden Bedingung des Ruckkehr-
rechts gelegen und dieses somit - bereits - zu diesem Zeitpunkt entstanden
wére. So kann Ziffer 15 JVR 1986 aber nicht verstanden werden. Auch die
Beklagte beruft sich nicht auf eine derartige Deutung. Bei einem ungeschriebe-
nen Vorbehalt des Verbleibs der ,neuen Gesellschaft* in der B-Gruppe bliebe
schlieBlich vollig unklar, ob ein solcher Verbleib bereits mit dem Verlust der
Mehrheitsanteile und der Beendigung des Konzernverhéltnisses oder erst mit
der Aufgabe jeglicher Beteiligung an der ,neuen Gesellschaft® endete. Auch
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dies spricht gegen einen derartigen ungeschriebenen Vorbehalt (vgl. BAG
14. Mérz 2012 - 7 AZR 147/11 - Rn. 53).

C) Das fur den Klager bestehende, aufschiebend bedingte Rlckkehrrecht
ist nicht mit dem Ubergang seines Arbeitsverhaltnisses zur C S GmbH, in die
die Servicefunktionen der C | GmbH zum 1. September 2003 ausgegliedert
wurden, erloschen. Abgesehen davon, dass die Beklagte ihren ehemaligen
Mitarbeitern - so auch dem Klager - mit Schreiben vom 14. August 2003 flr
einen Wechsel zur C S GmbH die Fortgeltung des Ruckkehrrechts entspre-
chend der Ziffer 15 JVR 1986 zugesagt hat (vgl. BAG 14. Madrz 2012 - 7 AZR
147/11 - Rn. 56 ff.), wird dieser Anspruch durch einen Betriebs(teil-)ibergang
nach § 613a BGB nicht berthrt.

aa) Die Auslegung von Ziffer 15 JVR 1986 ergibt, dass das Ruckkehrrecht
durch den Ubergang eines Betriebes bzw. Betriebsteils weder ausgeldst wird
noch verloren geht. Dies gilt jedenfalls dann, wenn der Arbeitnenmer der Uber-
leitung seines Arbeitsverhéltnisses nicht widerspricht.

(1) Der Wortlaut der Regelung in Ziffer 15 JVR 1986 verhdlt sich nicht
ausdrucklich zur Frage der Rechtsnachfolge. Die Formulierung ,neue Gesell-
schaft” spricht zwar eher dafiir, dass die Betriebsparteien allein die C | GmbH
und nicht auch etwaige Rechtsnachfolger oder Betriebsibernehmer gemeint
haben. Der Ausdruck ist gewéhlt worden, weil die Firmenbezeichnung des Joint
Venture im Zeitpunkt des Abschlusses der JVR 1986 noch nicht festgestanden
hat. Der das Rulckkehrrecht auslésende Wegfall der Weiterbeschéftigung aus
betrieblichen Grinden ,innerhalb der neuen Gesellschaft kénnte daher allein
auf einen solchen bei der C | GmbH - und nicht bei rechtsnachfolgenden Ge-
sellschaften - verstanden werden (vgl. BAG 14. Médrz 2012 -7 AZR 147/11 -
Rn. 31, 55).

(2) Entstehungsgeschichte und Regelungszweck der JVR 1986 lassen
aber deutlich darauf schlieBen, dass der betroffene Arbeithehmer eine Ruck-
kehr zur Beklagten nach MaBgabe der Ziffer 15 JVR 1986 auch - aber nur

dann - beanspruchen kann, wenn er bei einem Rechtsnachfolger der ,neuen
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Gesellschaft nicht mehr weiterbeschéftigt werden kann. Dies gilt in den Fallen
des Betriebs(teil-)ibergangs jedenfalls dann, wenn der Arbeitnehmer von der
Méglichkeit, dem Ubergang des Arbeitsverhaltnisses nach § 613a Abs. 6 BGB
zu widersprechen, keinen Gebrauch macht, sondern mit seinem Einverstandnis
bei einer Rechtsnachfolgerin der ,neuen Gesellschaft® weiterbeschéaftigt wird.
Das Ruckkehrrecht soll dem Umstand Rechnung tragen, dass der betroffene
Arbeitnehmer mit der Beklagten im Verhéltnis zu einem neu gegrindeten
Unternehmen, das ggf. wirtschaftlich schwéacher ist, eine ,sichere“ Arbeitgeberin
verliert. Der damit von den Betriebsparteien verfolgte Zweck, das Bestands-
schutzinteresse des Arbeitnehmers an einer arbeitsvertraglichen Beschéfti-
gungsmadglichkeit zu sichern, besteht auch, wenn an die Stelle der ,neuen
Gesellschaft* nach § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB ein weiterer neuer Arbeitgeber
tritt. Dem entspricht es, dass das Ruckkehrrecht nur dann ausgeldst wird, wenn
bei dem -letzten - Arbeitgeber eine Weiterbeschéaftigung aus betrieblichen
Granden nicht mehr méglich ist. Diese Voraussetzung tritt aber allein durch
einen Betriebsteillibergang bzw. Betriebsibergang nicht ein. Geht das Arbeits-
verhéltnis auf den Erwerber Gber, bleibt der Arbeitnehmer vor dem Verlust einer
Weiterbeschéftigung aus betrieblichen Grinden durch Ziffer 15 JVR 1986
weiter umfassend geschutzt.

bb) Die Servicefunktionen der C | GmbH sind zum 1. September 2003 auf
die C S GmbH ausgegliedert worden. Bei dieser Ausgliederung handelte es
sich um einen Betriebs(teil-)ilbergang iSd. § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB, von dem
das Arbeitsverhéltnis des Klagers nach den nicht angegriffenen Feststellungen
des Landesarbeitsgerichts betroffen war. Damit bestand das aufschiebend
bedingte Ruckkehrrecht von Ziffer 15 JVR 1986 Uber den 31. August 2003
hinaus fort.

d) Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend erkannt, dass die aufschieben-
de Bedingung des Ruckkehrrechts nicht eingetreten ist, nachdem das Arbeits-
verhéltnis des Klagers nach § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB von der C S GmbH im
Anschluss an die betriebsbedingte Insolvenzklindigung auf die A GmbH Uber-

gegangen ist.
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aa) Der fir den Klager mafBgebliche Betriebsteil ,IT-Service* der C S
GmbH, der sich mit Tatigkeiten im Wartungs- und Installationsbereich befasst,
ist nach § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB auf die A GmbH Ubergegangen. Wie der
Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts zu vorliegendem Sachverhalt entschie-
den hat, hat die A GmbH zwar nicht den gesamten Betrieb der C S GmbH,
allerdings den Betriebsteil ,IT-Service* durch Rechtsgeschaft nach § 613a
Abs. 1 Satz1 BGB Ubernommen (ausf. hierzu BAG 21. Juni 2012 - 8 AZR
181/11 - Rn. 30 ff.). Der Senat schlieBt sich den Erwagungen des Achten
Senats uneingeschrankt an und sieht von deren erneuter Darstellung ab.

bb) Die in Ziffer 15 JVR 1986 vorgesehene, das Ruickkehrrecht auslésende
aufschiebende Bedingung ist nicht eingetreten. Versteht man Ziffer 15 der JVR
1986 einerseits so, dass sich das Ruckkehrrecht auch auf Betriebs(teil-)erwer-
ber iSv. § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB erstreckt, wird es andererseits nicht durch
einen Betriebs(teil-)ibergang ausgeldst. Vielmehr besteht in diesem Fall beim
Betriebs(teil-)erwerber grundsatzlich die Mdglichkeit der Weiterbeschaftigung.
Dies gilt jedenfalls dann, wenn der Arbeithehmer - wie hier der Kléager - der
Uberleitung seines Arbeitsverhaltnisses nicht widerspricht. Fir den Klager
bestand in dem Ubernommenen Betriebsteil ,IT-Service” trotz der Insolvenzver-
walterkiindigung vom 1. Oktober 2009 eine unveradnderte Weiterbeschéfti-
gungsmoglichkeit bei der A GmbH. Das von der Rickkehrregelung in Ziffer 15
JVR 1986 erfasste Risiko eines Arbeitsplatzverlustes aus betrieblichen Griinden
hat sich nicht realisiert. Der Klager hat auch bei der A GmbH weitergearbeitet.
Eine Unmdglichkeit seiner Weiterbeschaftigung aus betrieblichen Grinden bei
der A GmbH ist nicht Gegenstand der Klage.

B. Die Hilfsantrage fallen dem Senat nicht zur Entscheidung an. Wie die
Klagervertreterin in der mindlichen Verhandlung vor dem Senat bestatigt hat,
sind sie nur far den Fall des Obsiegens mit dem Hauptantrag - beim hdchst
hilfsweisen Begehren noch unter der Bedingung des Unterliegens mit dem
Hilfsantrag - gestellt. Dem Hauptantrag ist aber kein Erfolg beschieden.
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C. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 39
Linsenmaier Zwanziger Schmidt
Coulin M. Zwisler

JLaw — Gesetze und Urteile Jr— Ava|lab|e on the
Kostenlos (mobile App) » Google-play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



